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E vaHgelisches Konsistorium 
C 12001 - 4/68 - den 2�. Januar 1968 

Nachsle
.
·hen,d geben wir

. 
aus.zugsweis•e 

G

' ie im Gesetz
Matt der DDR Teil II 1967 Nr. 10 Seite 733-ff 
veröffentlichte Verordnung über die Lerukung des 
Wohnrcruimes vom 14. S.eptem'.l>er 1967 . ,st 1. Durdh
führurugSihestillmnung vom 24. Oktoher ! 1967 - beide 
in Krnft ,getreten am 1. Januar .196� - bekannt. 
Die in uns erem Amtsihlatl Nr. 1-2/19ß6 Seit•e 11 ff 
aihgcdruckt.e V crordniung vom 22. D�:Demher 1955 
i.iiher di,e Lenikung des Wohnraiumes ne�t 1. Durnh
fühnrn�9hestimmung vom 6. Juni 195� S1irnd c11uß.er 
Kraft getreten. 

In Vertr-etung, 
Dr. Ka ys er 

a) Verordnung
über die Lenkung des W ohnrtt�mes 

vom 14. September 1967 
<GBL DDH II 1967 Nr. 105 S. �33 ff) 

- Aus:Dug -
Albscihnitt I 

Grundsätze 
§ 1

Di e Räte der Stä·dte, Staidthezinke und l Gc,m,einden 
si•rnd zur Sicherung der W o1mr.aunnversprgung der 
Bürger df.lifür v-era:ntwortlich, den gesairqt,en Wohn
rnrnm zweckmäßig z,u niutzen und gerecht 2\u vcrtellen. 
Sie hn!l>en dafür zu ,s,orgen, daiß von den\ dazu: V,er
pf.lichteten der Woh.nr,arnn .in gut,em ZUJ&i;an,d ·erhal
ten wird und aUe Mögli-chkeiten für s-enl\ie Erweite
rung ,o.uisges-chöpft ·werden. Sie lösen di:e3

; 
Au:f.gaihen 

in t'nhcreinstimmurng mit den g,csellsöhaftli. hen, vol1k-s
wirnschnft!ic'hcn und sozialen Erforderni,ss, n. 

D. Freie Stellen

E. Weitere Hinweise
Nr. 2) Berichtigung
Nr. 3) Kindergottesdienst-Sammelmappe

F. Mitteilungen für den kirchl. Dienst

Ahschnitt III 

Vergabe, Tausch und Erfassung vmz Wohnraum 

§ 10

6 

fj 

6 

6 

(1) Die für dte V\T ohnraumlenkung zustän,d:i.ge·n Or
gane tr.effen ihre Entschddun,gen i.iiher die Wohn
mlllmvergabe ent,spr,echen<l der örtli.c'hen \,Vohnnarnn
laige nach <ler Dringlkhkeit dCIS WohnungSlb-ecLarfs
unter Berücksichti:�ung gcsellsc'haftHcher, vol,k,s·wirt
schaffücher l!'n<l soziakr ErforderniSlsie. Unt•e:r diesen
Gcsiöhtsp'trnkt,en sind die .in g,es·etzlichen Bes-t,iunmun
gen ,entih.a,ltenen Regehmgen für di,e Wohinrnumwer
isorgun,g hestimmter Personerikrdse zu verwü•klid11en.
(2) Bei der Woh:nraumvcr,gabe ,sind die örtliche Wohn
r.cmmlage, di,e Familienz.u,sammensetzung und die Grö
ße und Slruiktur des vcrfügihair•en Wo1hnrnU1mes zu bc
.rück•si.chtigen.

(3) Fa.milien mit 4 und mehr Kindern sind bev-0.r
zt�gl mit ,W-ohnmum zu veri.sorg,en. Daibei sü1id di-e
Besthnmunyen der .V cmr-d.nung vom 3. Mai 1967 zm
Verihessermi,g der Lebenslage v•o.n Fcllmili,en mit 4 ·u:nd
mehr Kindern durch Bereit!s-tc!ktrug gecign,ct,e11 Wohn
rnuunCIS und Gewährung von Mictzuschiis&en und an
deren Zuwendu.ngcn (GB!. II S. 249) zugrunde zu le
gen.

§ 11
Kämpfer �egen·' den Faischismus und Ver folgte des 
Fa!SChismus und· thre Hint,e1ibU.ehenen s-owie Perso
nen, dte ,sich durch hcrnusrag•ende Lei.st,ungen bei der 
Stär,kung, Fe.sligung sowie zum S.chutz der Deut
schen Demokratis-chen Republik verdi-ent gemacht 
lwlhen, .sind bevorzugt anit Wohnraum zu versorgen. 

§ 12
°(1) Die für ilie Wohnraumlenkung zu.sländiigcn Or
igane haben den W-olmun:gistaiuisch zu fördern w:id 
systematisch zu J11utz,en, um inehesoilidcr•e den Werk
tätigen W-ohnraum in der Nähe fhr,es Arheitspfatzes 
zur V crfü,g.ung zu stellen, den Vc-rän.clerun,gcn im 
Wohuungshedarf der einzelnen Faimilicn Hech:nung 
zu tr,a.gen und -eine .hcsosere Auslns�un,g des VVo,!mrau-
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me.s zu erreichen. Zur Lösung dieser Aufga!be ent
wickeln sie in Zusaimmenarb,eit mit den gesd1schaft
lichen Kräften in den W,ohilgooi,eten und Betdehen · 
die Bereitschaft .der Bür.ge.r zu,m Wohnungstausch. 
Der w.ohnung,stausch lhed,arf der vorherigen Zustim- . 
mun,g der j-eweiligen für die Wohnr.aumlerukung zu- · 
stä:nidigen Organe. 
(2) Bei Bereitiseh.aft zum Wohruung•stausch oder Woh
nunigswechs,el von Bürgern., die das 70. Leibensjahr
vollerudet h<liben, iiSt di,esen größtmögliche Unterstüt
zung zu gelhen. Die Taus-chwohn.un,g soll hinsi.chtHch
fürer Beschaffenheit und Lage dem körperlid1ien Zu
stand und der s-ozialen Lage der Bürger angepaßt
sein. Die AnordnuTug ein,es Wohnungstausches oder
Wolrnuu:gswechsels für ,dies-e Bürger ist ni.cht · zuläs
sig.
(3) Die Bürg,er wer,cl,en hd •der V erwir,kli.chung eines
.heahsichtigt,en W-ohnungsta,u.s.ches ,durch di-e staatli
chen W•ohnungst.a,uischzentralen unterstützt. Diese ver
mitteln auf Antrag den Wohniungstausch zwischen
den . Bürgern und können dafür Gcibü:h.ren erheben.
Für die Anleitung und l<!ontrolle der staatlichen
Wo'lrrnungstamischzentral,en sind die für die Woh
Iliuni�irtschaft zuständigen Mitgli,eder der jeweiligen
örtlichen Rät-e verantwortlich.
·(4) Im öffentlichen Interes-s,e, insb,e&onder-e z;ur hes
:ser,en V erteilun.g des Wohnraumes, sind we für dk!
Wohnr.a1UJmlenkung zu,ständigen Organe iher,echtigt.
ein,en Wohnung,stauisch oder Wohnun,�gwechsel anzu
ordnen und -dab,ei eine Umzu,gs,kost,enregelun,g zu
treffen.

§ 13
(1) Die für •di,e Wohnr.a:umlenikun.g zuständigen Or
gane sind. 1herechtigt, nicht zu Wohnzweok,en genutz
ten ,oder ,unterhel,egten Wolmr.au1m, •Cinschliießltc11 Ne
'oenr.ailiilll und Zubehör, für die Unterhrin,gung woih-
111ungssuchender Bürger ,zu erf.as,s,en.
(2) W,ohnrau,m in EigenJ:1,eime11 unt·erHcgt nicht der
Erfassu'Illg, wenn •di,eser v.on Eigentümern und der•en
Faimiliena:u,g,ehörigcn bewohnt •und u1rit-er Berücksich
tigung ,des § 10 für ilwe Woamr.a.Utnwersorgung be
n,ötigt wird.

Ab·s chnitt IV 

Erhaltung, Modernisierung 

sowie Um- ·und Ausbau von. W olmraum 

§ 14
Die Rät,e der Städte, Staidthezirke uriid Gemeinden 
,st0wie dioe ,ßetri-ehe ·und InslHutionen mit e�g,enem 
Wt0hniungsfonds sind verpfücht,et. Reiserv,en für die 
W.ohnr.aiu,mvers>011gung durch Maßlli&hmen der Erhc1l-
1lung, Modernis1emri.g sowk des Um- und Ausibaueis 
pla:nimäßig zu erschHeß,en. Sle •entwtckeln die foitia
tiv-e der Bevölkerun,g durch wirks.a,me Formen und 
Mefüo,den der persönlichen und kolle ktiven ,ma;teriel
len, Int,eres-siertheit, ,durch Mögli,chkeiten dier Wohn
r.aoumzuwei,sung sowi,e ,durch Bereitst-ellung finan
zieller Mittel und • Baumaterialien. Sie len.k,en dioe.sie 
lniti,ative in,&bes,dnderc a•uf die Er.m:iitlurng kosten-

günstiger Um- und Aus.baiumöglich.k,eiten, di-e Durch
fii'hr-un-g v.on Bauarheit,en sowi,e auf -die Gewinnung 
2'1UiSätzlicher BaumateriaHen. 

§ 15
(1) Wohn,unl}SSuchende, di-e ,mit Zustimmung der ört
lichen Staatsorgane sdhständig oder mit Unterstüt-
2Jung ihrer Betrieb-e Baumaßnahmen - ohne Be
einträchtigung ,der plan.mäßigen Verwendung von Ma
tcrialfol).,d,s l\lnd Kapazitäten durchführ.en, um
W,ohnmum au,s zweckentfremdeten oder bisher für
Wohn2:wecke ung-eeigneten Räunnen zu schaffen, er
haJ.,ten die.c,en W,ohnrnu,m im Rahmen der erstmaligen
V erga:be zugewi-es•ein.
(2) Abs. 1 gilt entsprechend für Betriebe, Institu
tionen und Genoss-enscha.ft•en, .die mit ei.gen,en Mit
teln Wohnraum auSihauen. Diese können den neu
geschaffenen Wohnraum zur ständigen Nutzung fü1
ihre Angehörigen erhaHen.

§ 16
(1) Die Räte der Städt,e, Stadtbezirke und Gc.meinder
halben im Zusauimenwirken mit den kommunalen
Wohnun.gs,verwaHungen die HaUJsdgenti1mer, Rechts·
träger UJilid Verwalter von Wohng,ehäuden und vor
arn,deren für Wohnzwe-eke aus,haufähigen Gebäuder
zur Dmchführnn,g von erforderUchen Er'haltiungs
Um- und Ausihau- sowie Moderniisierungismaßn,a.l)mer
a,nzuregen und sie bei der Vorher•eitung und Siche
rlbng dieser Maßnahmen auif der Grundlage der v.on
Minister der Finanzen ,erlassenen Kredit-, Zins- unc
Steuei1b;estimmuingen zu unterstützen.
(2) Die Räte der Städt•e, Stadthezirke· und Gemein
de:n sind berechtigt, erforderli,che Erhaltungs.maßnah
men an W-ohngehäuden s-owie notwendige Um- unc
Ausiba-uten zur Gewinnung von ·wohnraum arnzuor.i:l
nen und, wenn ·erfor{\erUch, die ents,pre.ch,en,den Bau
aI'heit,e:n in Auftrag zu geben. Die Kosten der Bau
arbeiten hat in der Regel der Ha:useigenlümer bzw
Rechtsträ�er zu tragen.

Albs.c·hni t t  V 
Pflichten ,der Hauseigentümer, R.echtsträger, 

Verwalter und sonstiger Verfügungsberechtigter 

§ 17
Hauseigentümer, Rechtsträger, Verwal1:er und sonstig, 
VerfüguingS:b,erechtigte ha.ben die P.füch1, dem fü 
die Wohnrauml,enikung zuständigen Organ 

a) frei,en, frei werdenden und neu ges-chaffen,e1
Wohnr.a:um sowie die unibemchtigte Nutzun
unverzüglich zu melden

b) .auf Verla,ng,en Auskunft über Umf.an.g und Nut
zlltllg der W,o'hmä:u,m,e zu gelben und deren Be
sichtigung ,durch dessen Beauftragt•e zu gestat
ten.

Die Pflkht,en .aus- Bu.chst. h hat auch der Mieter 'll 

erfüUen. 
§ 18

(1) Hausei�entümer, Rechtsträger, Verwalter, sonstig
Verfügungsiberechtigte und Mieter .sind verpflichte
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auf der Grun1dlage der vV.ohnrnumzuweisung einen 
Miet v,ertr.ag aibzus,eh!ieß·en. 

(Z) Sie di.irfon im Interesse einer planmäfö.gen Wohn
r.aumversorgu,ng -der Bürger oh:1e gültige Zuweisung
des für die Wohnrnumlc111kung zuständigen. Organs
Wohnraum an Dritte nicht i.�herlas1sen. Ein Vertrng
über cHe NutzUJn,g von Wohnraum ist nichüg, wenn
der Wohnraum ohne ordnungsgemäße Zuweisung der
für die W'ohnraumlenkung zuständigen Organe ihe
zogen oder auf Grund einer Täuschung zugewLesen
wurde.

Ah.s,c,hn i tl VII 

Gew,erberaumlenkimg 

§ 21

(l) Die Bestimmungen dieser Verordnung süi,d auf
die Lenkung des Gewerober.aume:s en!1spriechend auzu
we:11,den.

(2) Die Zustärndigkeit für die Len:kung des Gewerbe
raumes kgen die Räte der Kreis,e bzw. Stadtkrei,s,e
en!spr,echend den örtlid1en Bedingungen fost.

Abschn it t VIII 

Rec/1ts111ittd, Räumung, Ordnungswidrigkeiten 

§ 22

Die im Rahmen dieser Verordnung getroffenen Ent
seheklungen der für di-e W.o:hnr.aumlenkung zustän
digen Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden 
ocl:er der Organe, denen Aufga:ben der Wohnmum
le:nkung i.ihertragen wmden, haben ,eine Rechtsmi!tiel
bekhrung zu enthalten. Gegen Entscheidun/!len, di,e 
im Rahmen dieser Verordnung getroffon, wurden, 
kainn innerhalrb einer Woche nach Zustellung Be
schwe11de hei dem Orga,n eingelegt werden, das diie 
Entscheidung getroffen hat. Di.e Beschwerde hat auf
schiebende Wirkung. vVird der Beschwerde von dem 
Organ, das die Entsche:idung getrnff.en hat, nicht 
stattgege:ben, ist sk von cUmem an das für die 
,1/ohnungswirt,schaft zUJs'läncliige Mitgli,eid des Rat,es 
des Kreises ,bzw. S!adtkwi,s,es zur ,emlgülügen Ent
scheidung wciterzLÜei!en. Der Bes.chwerdeführ,er isl 
auf Verlangen zu hören. D1es,e Beschwerde.regelung 
gilt .nicht bei Bcs,chwerc1en gegen ßntis,ohei:dungen der 
im § 19 Abs. l Buchcit. b gen,mnten Organe. 

§ 23

Erfaßter bzw. .olh;nc gültige Zuweisun,g bezogener 
Wohnraum ist nach Ablauf einer festg.eis1etzten ange
mes,scnen Frist zu räumen. Dills gilt auch bei Anord
nung eines Wohnungstausches ihzw. Wohmm,gswe.ch
sels. Wird die Räumung nicht dur.chgefülhr!, kann 
sie auf dem Verwaltungswege durch den Rat der 
Statdt. des Stadtbezirkes ,a.der der Gemeil1lde erfol
gen. Eine solche Ma.ßnal1rne iist nur na,ch vorheriger 
Stellungnahme der zustärudig,en Wohinuni/!lskommis,si!<),n 
und Beratung in dem Kollektiv, dem der Betreffende 
angehört (z. B. Briga,dc, Hausigemeim1schaft usw.l, 
ZllJi:iS:SJg. 

§ 24

(]) Mil Verweis oder Or,dnungsis,tr,a;f,e von 10 bis 
300 MDN kann bestraft werden, wer vonsä1zlich 

a) erfaßten Wohnraum ohne Zuweisung bezogen
oder überla,s,sen ·hat bzw. nach Aufforderung
.nicht fristgemäß räumt oder einen angeordnc
te:n Woh:nungstau,sch oder Wohnun.gJSwcchsel
verhindert oder ,erschwert

b) sich durd1 uruwahrc Angaben hzw. Täus,ohung
ungerechtfertigte Vorteüe bei der Wohnraum
vergabe verschafft oder die im § 17 fostgeleg
!e:n, Pflichten nicht erfüllt.

(2) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens
obliegi dem für die Wohnungs·wirt,schaü zLustäncl:ig,en
Mitglied des Hate,s der Stadl, de:s Stacltibezirkc,s bzw.
des Kreises.

(3) Für die Durchfffhmng von Orclnungs,strafver
fahren gilt die Vewrdmmg vom 5. Nov,emher 1963
zur Bekännpfung v,on Ordnungswidrigkeiten - Orcl
nungss!rafverordnung - (GEL II S. 773).

Anlage 

zu v,orstehenider Verordnung 

Ordnung 

über die Wolmraumv.ers.orgimg 
fiir die Werktätig,en der Sch1verpu11ktbelriebe 

und der Betriebe mit Werkwohnungen 

Zur Ver.b,esiSerung der WohnverhäH1üs1se der VV.erk
iätigen ist eis erforderlich, den Werkwohnungsfonds 
der Betric<he zweckmäßig zu mitze11, rationell zu 
verwalt1en und die Erhaltung des Wohnrnu:meis zu 
sichern. Mit der Berdt,s!ellung von W eikwohnungen 
sinrd die Betrierb,str.eue und die Bildung .von Stamm
bekgschn,ften zu fördern. 

A,bschni! t I 

Geltungsb.er,e.ich 

§ 1

(I) Die nachs!,ehenden Be,sümmungen finden Anwen
dung auf,

a) die von den Räten der Bezirke hestälig!cn
Schwerpu,nktb,e[rieh2 und die Deuts,che Reichs
bahn (im folgenden Schwerpunkt:he!ri>ebe)

rb) alle übrig,en volkseigenen un,cl i:hnen gLeichg,e
st-ellten Brtri,c.füc sowie Insütu:li,onen, Einrichtun
gen und Prodrnküonsg,eno,s,s,e111sch.aift.en mit 
W,er,kwohnung,en. 

§ 2

(ll VVerkwohnung,en sind 
a) werks,eigen,e (in Hech!.sträge11sdrnft der Betriebe

ihefirndlichc) und s,onstige vom Betrieb verwal
i•et,e W 0hnungen ul1ld

lb) werksg,ehu:rndene W,ohnungen, die v,on den ört
lichen Hä!,en in das Verfögu111g,sr,ed1t der Be
tric!b,e übergehen wurden bzw. werden, wobei 
in der Regel ihr,e Verwaltung durch die VEB 
Kommu:nak Wohnungsverwaltung erfolgt 

(Z) Den Wenkwohnungen gleichgestellt iSind

a) Wohnungen, die v,on landwir!•schaftJidien Pro
drnktionsgenoss,ernschaf!en und zwi.schengeno,-
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&enis·chaftHahien Einrichtungen s•owi,c den volk,s
·eig,enien Gütern finanziert wer-den, s-owte

h) Wohnräume! in Gebäuden, di•e s-i-ch in Rechts
träg-ers-c-haftt sozialistischer Landwirtschaftshe
tri-eihe hefin,c1en oder den landwi·rts,chaffüchcn
Produktion•�genoss,enis,cha.ften für di•C unentgelt
lkhe Nutzu;ng zur Verfügung stehen.

iAhs,chnit t II 
Grundsätze

§ 3
Di-e Direkt-oren -der Betriehe führen i:m Rahmen ihrer 
W crkwohnungsfon,ds die ihnen in clie:ser Ordnung 
zur Wohnraumvtroorgung der Betri·eib,sangehörigen 
übertragenen Aufgaben in Dbcrcinstittnmrnng mit dem 
Perspektiv- un.d Volkswirusdi.afa;plan drnr.ch. Die sich 
aus den Festlegtingen · dieser Ordnung erg•eben.den 
grun,dsätzHchen Maißnahmcn zur V erhess,eruIJ.K .der 
Woh:nveihältnissei der Werktätigen sind in die Pla
nung zur Verhes�erung der Arbeits- und Lebensbe
dingungen einzuoheziehen und in den Betriebskollek
tivvertrag aufzun�hmen. 

§ 5
·Der Mietvertrag qher Werkwohnungen ist ais wich
tige·s Mittel zur Entwicklung der Betrie!bstreue und
der Bildung von iStammhelegs,chaften zu nutzen.

i 
' 

§ 7
Die Düektoren, cle'l' Betriebe sind v,erpfli-chtet, gegen
über den zuständigen örtlichen Räten über die-Durch
führung der ihnen! übertragenen Aufg,:1.ben zur Wohn
raumversorgung ihrer Betriebisa.n,ge1hör1gen - in.sbe
sonder.e üher die t,ationellc Nutzung der betri,cbJi.chen 
Wohnungsfonds ..., Rechenschaft zu g-eiben. 

A.bs-c hni tl V
Aufgabei der Wohnraumlenkung

§ 13
Die Dir-el<t ,oren •der:Betrieihe g.emäß § 1 Abs,. l Buchst. 
b unterbr,eiten nach Zusümmung der Betrieb,sgewerk
schaft,sleitung den! Rät-en der Städte, Stadtlbezinke 
u111d Gemeinden V, ors,chläge für die V ergruhe 1hrer 
Werkwohnungen. $ci W-ohnungen der Produiklio1ns
geno8'Sen.s,chruften ,imterhreiteu dk Vonsüi:n,dc diese 
Vors,chläge. 

§ 14
(1) Die Rät,e der St�dte, Stadtbczir.ke und Gemeinden
unterstützen die v!on den Direktoren der BetrLeh,e
getroffenen Maßnahmen :bei der schrittwei.i&en Fr-ei
mochung von W erkwo'hnung.en, cli-e von Betriebs
frem<len genutzt w�rden.
(2) Die Betüc.he sip,d verpfltchtel, die �lmen neben
den Werkwohnungtn von den Räten der Städte,
Staidtbezirke und qemeinden zur Verfügung g;estell
ten W ohmmgen vorrangig zur Fr-ermaehung von Werk
wohnungen, die Ni�htherechtigte bewohnen, zu ver-
we111den. 

A,bs,c hnitl VI 
Verw.altung, Bewirtsch�f tung und Erhaltung

§ 15
(1) Die Direktoren der Betriebe, c:Üie üher W,crkw,
nungen verfügen, tragen die V erantwortu1ng für c
Erhaltung und rationelle Bewirtschaftung der von
nen verwal1:el-en Wohnungen. Sie organisi.cren de
den rationellen Einsatz ihrer hetriebli.chen Rcparat1
kapazitäten und nehmen EinflUJß auf die Entfaltu
der Initiative der Werkangehörigen zur Dur,chfi:
rung von Erhaltungs-, Moderntsierun�s,- sowie U
und Ausbaumaßnahmen -ent1Spr,echend den in c

Veror,dnung getroffenen Festlegun§en. Bei den wed
gchunidenen Wohnungen i.ihcrnehmen c.l1e Belric
diese Verpfli,ehtungcn auf Grund von Vcrei111baru
gen mit kommunalen Wohnungsverwaltungen.
(2) Die Direhoren der ßetriehe, denen W.erkwo
nungen unterstehen, ,sichern die Durchs,et7.'!ung v,
Prinzipien -der wirts-chaftlichen Rec'hnun.9Sfi.i:hrung
den· .betricbHchen . Wohnungsverwaltungen.

A;hs,chn i t t  VII 
Mietverhältnis über Werkwohnungen

§ 16
(1) Das Mietverhältn1s über eine Werkwohnung ,en
ste'ht dur-ch Abschluß eines, Mietvertrages zwischt
dem Betrieb als Vermieter und dem W erkangehör
gen als Mieter. Vorau,95,etzung für den Ahschlu
eines Mietvertrages über eine W,erkwohnung iist de
Bestehen, eines Ar.beit,sr,e.chtsverhältni&sics mit die1
aetrieib, die Zugehörigkeit zum Kreis der Berechti,1
ten uri,d die Wohnungszuweisung.
(2) Partner des Mietvertrages über eine Werkwol
nung ist nur da,sjenige Haushaltismitglied, d::i..s in e:

nem Arbeits·rochtsverhältnis mit dem Betriicb ,steh
ohne Beeinträchtigung der sich aus § 34 des Fam:
liengesetzlmches der Deutschen Demokrati.schcn R,
pu;blik vom 20. Dezember 1965 (GBl. I 1966 S. 1
ergebenden Recht,e.
(3) Bei werksgebundenen Wohnungen kamn der Miet
vertmg zwischen dem Betr.ieib und dem Werktätige
auf der Grun,dlage eines Nutzun&svertr.a,g,es zwische1
Betrieb und dem Re-chtstr.�$er bzw. Eigentümer ahge
schlossen wer-den.
(4) Im Mietvertrag können im Rahmen der zuläs,si
gen Mietpreis,e ·differ•enzi,erte Mictprdse für :Werk
fremde und Werkangehörige festgelegt werden. Dit
Preisdifferenz zu den ortJSühUchen Mi-etpreiisen träg
- auch ,bei werksgebundenen Wohnungen - d.eJ
Betrieb.

§ 17
(1) Das, Mietverhältnis wir-d durch Kündigung dei
Mietvertrages durch den Vermieter oder dien M1ete1
beendet.
(2) Der Vermieter kann den Mietvertrag kündigen

.a.) bei Beendigung des Arbeüsrecht:sverhältn.iisscs
,b) bei Beendigung der Funktion im Bereitschafts

dienst 
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sofern nicht im ar.beitsrechtlicnen Aufhebungsvertrag 
bzw. durch Andemng des Arbeitisvertragers andere 
Festlegüngen getroffen werden. Au.fhe1bun\!5en a•us 
zivilre.chtlichen Gründen hleiiben davon uniberührt. 
(3) Bei Aus.scheiden infolge der Uihernahme gesell
schaftUcher Funktionen, Delegierungen us,w. können
mit Zustimmung der Betrieh!Sgewerkschaftsleitunig
Vereinbarungen üher die Weiterführung desi M1etver-
hältnisses getroffen werden.
(4).Wird das, Arheit..srechtsverhältniis nach Erreichen
des Rentenalters oder durch Invalidität beendet oder
ruht es au..s einem gesellschaftlich anzuerkennenden
Grunide, bleibt •das Mietverhältnis be3tiilien. Ein Woh
nungstausch von W,erktiätigen, die d1rnch Invalidität
odter Erreichung des Rentenalters auis dem Arbeits�
11cch1!sverh.ältnis au•SIS(!hei<len, ist nur auf dem Wege
der gegenseitigen Vereinbarung möglkh.
(5) Bei ßeenidigung des Arheit:srecht<S>verhältniss-e>s
dm-eh Tod des Werkangehörigen entschei>c:let der Di
rektor des Betriebes mit Zus.timmung der Betriebs
giewerks,chaftsleitung iiiber ,die Fort,setzull!ß des Miet
v,ei'hältnis,ses, mit den im Haushalt leihenden Fami
Henangehörigen. Kann aus betrieblichen Grun.doo daJS
Mietverhältnis nicht fortgesetzt werden. muß den
Hint,enbliehenen anderer .ang.emess,en,er Woll:mr.aum zm
V•erfügung gestellt werden.

§ 19

Die hei der Freima,chung einer Wohnung ent•stehen
c1en Umzugskosten hat zu tragen 

a) der Werktätige, wenn
das Arboeitsrechtsverhältniis durch fristlose 
Entlassung oder Kündigull!ß aus einem in sei
ner Person liegenden Grunde endet bzw. 
das, Miiet:Sverhältnrs durch gerkhtliiches Ur
beil aufgtfüohen wurde 

:b) der Betrieb in den übrigen Fällen. 

§ 20
Für Anclierungen f:i.esteheruder Mictv,ertr.ä&e mit Be
rechtigten im Sinne dieser Ordnung i:St das, Einver
ständnis des Mietens V orau,s,setzung. 

g 21 
Die Entscheidung über Streitigkeiten, die skh aus 
dem mit dem Ariheit-srechtsv.er11ältnis verhurudenen 
Miietverhällnis ergeben. trifft die Konfliktkommis
sion bzw. das K11eis,ger1cht, in deSIS>Cn Bereich der 

Betrieb seinen Sitz hat. 

bJ Erste Durchführ.imgsb,estimmung 
zur Verordm,,ng 

über die Lenkung des Wohnraumes 

vom 24. Oktober 1967 

(GBI. DDR II 1967 Nr. 105 S. 739 ff) 

- A:uszug -

Auf Grund des § 25 der Verordnung vom 14. Sep
tcm'her 1967 über die Lenkung des W oihnr.aumes 
(GB!. II S. 733) wird im Ein'V1emehmen mit ,dem Vor
si12Je11<deu der Sta.at1khen P1ankommission und dem 
Min.ist,er der Justiz folgendes bestimmt, 

IZu '§ 10 der V.erordnung, 

§ l

(1) Wohnungssu.chende Familien oder Einzelpersonen
dürfen einen Antrag auf Zuweisung von Wohmaum
nur bei einem für di-c Wohnraumlenkung zuständi
gen Organ stellen.

(2) Wohnungs.suchende haben keinen Ansrprnch auf
Zuweisung bestimmten Wohn,raumes. Dais gilt auch
für Haus,eigentümer.

Zu§§ 10, 12 und 13 der Verordnung, 

§ 2

Uher eine Erfassungs-. Zuwcisungs- und Räumun/!)S
entschcidung sowie Ta.u,s,chanor:dnung •erhalten der 
Hauseigentümer, Rechtstr.äger lbzw. Verwalter und 
der Mieter lbzw. Unterrrüeter einen schriftlichen 
Besch,eid. In den Zuweisungs,'he,s,cheid i.st dais: Recht 
auf Nutzung !bzw. Mithenuraung von Nebenräumen 
und Zubehör mi.1 aufzunehmen. 

§ 3
Die In.ansprnchnahme von Wohnraum ,in Geihäudcn, 
di-c staatUchen Zwecken dienen, ist nur zuläs.sig,
wenn das .hierfür zuständige Organ vorher gehört
wurde. Das gilt auch für Gehäude, die im Eigentum
oder iru Verwaltung politischer Parteien. Massenorga
nisationen sowie ,konfeS1Sioneller Organe und An
stalten stehen.

§ 4

(1) Bei Anor,tlnung eines Wohnungslausdi:es. ocle1·
Woihnungswechsels hzw. der Räumung auf dem Ver
waltungswege ist •dem davon betroffenen Bürger
angemessener an.derer Wohm,a:um zur Verfügung zu
stellen.

(2) Ein Wohnungslausch oder Wohnungswechsel darf
gegenütber Eigentümern oder Miteig,entümern nur an
geordnet werden, wenn er innerha]b des Wohngrund
stücks durchgeführt wird.

§ 5

Di,e hei einem angeordneten Wohnungstausch oder 
Wohnungswechsel entste'hernden Umzug151kosten hat in 
der Regel jeder Beteiligt,e s,e:Lbst zu tra@en. Unter Be
rücksichtigung aHer dem Wohnungstaus,ch oder Woh
nungswechsel zt1grunde Hegenden Umstände k.atnllll da•s 
für di-e Wo'hnraumlenkung zuständige Organ auch 
unt,erschiedlichc Kostenanteile für die Beteiligten 
festlegen. oder auf Antrag die ges,amten oder einen 
Teil der Kosten übernehmen. 

§ 6

Eine Erfassung des Wohnraumes von Bürgern. die 
sich läng,ere Zeit im dienstlichen Auftrag oder durch 

. Delegierung außerhalb ,der Deuts.chen Demokrati
schen. Republik aufhalten, ist nicht zllllässig. Dieser 
Wohnraum kann nur im Einvcmeihnwn mit diesen 
Bürgern, in AJ]Spmch genommen werden, 
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Zu § 18 der V.erordmm.g, 

§ 7

(1) Wird es erforperltch, Personen einen Teil einer
Wo·hnung zuzuweisen, so hat das für di,e Wohnraum
lacnkung zuständige Organ festzulegen, oh der Miet
vertrag mit dem Hauseigentümer hzw. RechtsträgeT
oder mit dem Mieter der betreff.enden W,ohnung
rubg-eschlos-sen werden soll.

(2) Einigen si,ch die Partner über den. Abschluß eines
Mi,etv,ertrages ni,cht, kann das für die Wohnraum
lenkung zUJStändig,e Organ auf Antra,g einen Miet
vertrag für v,erbindli,ch erklären.

Zu § 23 der Verordnung, 

§ 8
Die angemessene Räumun,g51frist bei erfaßtem Wohn
raum beträgt mindestens 3 W o,chen. Eine Räu.1mmg 
auf dem V,erwaltwngswege kann nur 11:aoch Ablauf 
der bestimmten �äuinungsfri'st festgelegt werden. 
Sie i:st -dem davon Betroffenen mindestens, 3 Wochen 
vorher schriftlich .a:n,zrnküncligen. Spätestens mit der 
Räumung werden Miet- oder andere Rc.cht,s,v,erhält
ni;sse ub,er die Nutzung des Wo;hnraume,s beendet. 

§ 10
lnkraf ttreten

Die-s,e Durd1führungs1he:siimmung tritl am 1. Januar 
1968 in Krdt. 

C. Personalnachricliten
Berufen:

kung vom 1. Juni 1967, 'eingeführt am 14. Jamw 
1968. 

Paistor lrmfried B r i 11 g s zum Pfarr,er des Pfan 
s,pr-engds Iven. Kir,che111kreis An:kl.am, mit Wirkun 
vom 1. De:z,ern/her 1967, eingeführt am 17. Dezemh€ 
1967. 

D. Freie Stellen

E.' Weitere Hinweise 
Nr. 2) Berichtigung 
Im AmtL.<thl.atL Nr. 12/1967, S. 109 ist in IV cle 
PfarrerauiÜührungslbestimmungcn, 4. Zeile, ein sinn 
entrSt•elknider S.chreihf.e'hiler. Es muß dort stait „Sdbsi 
gesprä,ch" ,,Sachgcsprä,ch" heißen. 

Nr: 3) Kindergottesdi�nst-Sammelmappe 
Evangelisches Konsistorium

A 30801 - 2/68 
22 Grcifäw.al,d, 

den 30. fonum 1%t; 

Die bekannte Kindergottesdienst-Sa:mmelma,pp,c 
.. Mit dem Kindergottesdienst durd1s Kird1cnj.ruhr' 
,soll auch für das Kir,chenjahr 1968/69 jm Kird1iHdhe1 
Ku111stverlag C Aurig, Dr,esden, erscheinen. 
Um die Auflagenhöhe dem tat1s,ächlichcn Becl.arf cnt 
spre.ch,en,cl festsetzen zu können, wird gelhel,en, cli,, 
Best,ellungen bis spätestcillS Ende März beim Evang,e 
lischcn Buchhandel oder direkt beim Verlag iI 
8053 ·r>resden, Kretschmenstral�e 19, aufzugehen . 

.In Vertretung 
K u.s-ch 

Pastor Siegfri,ed B u r m c i s t c r zum Pfarrer des 
Pfärr,spr-engds Lasisan, Kir-chenkreis WolgaJSt, mit Wir- F. Mitteilungen für den kirchliclieo Diens 
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